
Merkblatt zur Erhebung von personenbezogenen Daten 
(Informationspflicht nach Art. 13 DS-GVO - Direkterhebung beim Betroffenen) 

 
1. Namen und Kontaktdaten des Verantwortlichen 

Landkreis Eichsfeld 
Der Landrat 
Friedensplatz 8 
37308 Heilbad Heiligenstadt 
 
Grundsicherungsamt 
Telefon  03606 / 650 5200 
Fax   03606 / 650 9070 
E-Mail  jobcenter@kreis-eic.de 
 

 
2. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 

Landkreis Eichsfeld 
An den Datenschutzbeauftragten 
Friedensplatz 8 
37308 Heilbad Heiligenstadt 
 
Telefon  03606 / 650 1060 
Fax   03606 / 650 9000 
E-Mail  datenschutz@kreis-eic.de 

 
3. Zwecke der Datenverarbeitung 

Das Jobcenter verarbeitet Daten zum Zwecke der ge-
setzlichen Aufgabenerledigung nach den Vorgaben des 
Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II). Das Jobcenter 
ist nach Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
zur wirtschaftlichen Erbringung von Geld-, Sach- und 
Dienstleistungen verpflichtet. Dazu zählen insbesonde-
re Leistungen zur Beratung, die Eingliederung in Arbeit, 
die Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftig-
keit oder die Sicherung des Lebensunterhalts.  Darüber 
hinaus werden personenbezogene Daten auch zur 
Durchführung von Erstattungsansprüchen anderer Leis-
tungsträger oder anderer Stellen oder der Bekämpfung 
von Leistungsmissbrauch verarbeitet. Dasselbe gilt für 
die Ausstellung von Bescheinigungen. Im Rahmen der 
Gesetze und Verordnungen werden Daten u.a. zu Zwe-
cken der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung sowie zu 
Statistikzwecken verarbeitet. 

 
4. Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung 

Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten er-
folgt auf der Grundlage von: 
Die Datenverarbeitung durch das Jobcenter stützt sich 
insbesondere auf Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c) und e) 
DSGVO i.V.m. §§ 67 ff SGB X, dem SGB II sowie auf 
weitere spezialgesetzliche Regelungen. 
 

 
5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern 

Ihre personenbezogenen Daten erhalten folgende Emp-
fänger bzw. Kategorien von Empfängern: 
innerhalb des Verantwortlichen: Ausländerbehörde, Ju-
gendamt, Sozialamt, Gesundheitsamt, sonstige kom-
munale Behörden des Landkreises Eichsfeld 

 
Auftragsverarbeiter:  
Scandienstleister, IT-Dienstleister, Vermieter (wenn an 
diesen direkt gezahlt wird), Energieversorger (wenn an 
diesen direkt gezahlt wird), Schuldnerberatung (nur 
mit Einwilligung des Betroffenen), Suchtberatung (nur 
mit Einwilligung des Betroffenen) 

 
Dritte (außerhalb des Verantwortlichen): Die Daten 
können zum Zwecke der gesetzlichen Aufgabenerledi-
gung an Dritte wie beispielsweise andere Sozialleis-
tungsträger (z.B. Deutsche Rentenversicherung, Kran-
kenversicherung), Arbeitgeber, Ausbildungsbetriebe, 
Maßnahme-/Bildungsträger, Vertragsärzte, Finanzäm-
ter, Zollbehörden Strafverfolgungsbehörden und Be-
hörden der Gefahrenabwehr (z.B. Polizei, Staatsanwalt-
schaft, Verfassungsschutz), Gerichte, andere Dritte wie 
z.B. kommunale Ämter, KfZ-Zulassungsstelle, Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales, Bundeszentralamt 

für Steuern, Bundesrechnungshof, Bundesamt für Mig-
ration und Flüchtlinge, das Thüringer Landesverwal-
tungsamt (TLVwA) und das Thüringer Ministerium für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
(TMASFF), Vermieter (wenn an diesen direkt gezahlt 
wird), Energieversorger (wenn an diesen direkt gezahlt 
wird), Schuldnerberatung (nur mit Einwilligung des Be-
troffenen), Suchtberatung (nur mit Einwilligung des Be-
troffenen), psychosoziale Betreuung (nur mit Einwilli-
gung des Betroffenen), Schulen (nur mit Einwilligung 
des Betroffenen), externe Forschungsinstitute (nur bei 
Forschungsanträgen, die durch das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales genehmigt wurden), etc. über-
mittelt werden. 
 

 
6. Übermittlung an ein Drittland oder eine internati-

onale Organisation 
Ihre personenbezogenen Daten werden an ein Drittland 
oder eine internationale Organisation übermittelt.  
 

ja    X nein 
 

 
 
 
7. Dauer der Speicherung bzw. Kriterien für die 

Festlegung der Dauer 
Für Daten zur Inanspruchnahme von Beratungs- und 
Vermittlungsleistungen besteht eine Speicherfrist von 
10 Jahren nach Beendigung des Falles. Eine Beendi-
gung des Falles liegt vor, wenn keine weitere Betreu-
ung durch das Kommunale Jobcenter erfolgt (Wegfall 
von Grundsicherungsleistungen für die gesamte Be-
darfsgemeinschaft), es sei denn es werden besondere 
Förderleistungen gewährt oder Rechtsstreitigkeiten sind 
nicht abgeschlossen. Die 10 Jahre dienen Rechnungsle-
gungszwecken nach den Grundsätzen der Bundeshaus-
haltsordnung. 
Für Daten zur Inanspruchnahme von Geld- und Sach-
leistungen nach dem SGB II besteht eine Speicherfrist 
von 10 Jahren nach Beendigung des Falles. Ein Fall ist 
in diesem Zusammenhang beendet, wenn die Hilfebe-
dürftigkeit weggefallen ist oder aus anderen Gründen 
kein Anspruch mehr auf Leistungen besteht, es sei 
denn, es werden besondere Förderleistungen gewährt 
oder Rechtsstreitigkeiten sind nicht abgeschlossen. Die 
Frist von 10 Jahren beruht auf der gesetzlichen Mög-
lichkeit der Rückforderung von Leistungen, wenn in 
diesem Zeitraum bekannt wird, dass Leistungen zu Un-
recht gewährt wurden. 
Erfolgte eine Förderung durch den Europäischen Sozial-
fond, werden die Daten nach Beendigung des Falles 13 
Jahre lang gespeichert, weil dies der Rechnungslegung 
gegenüber der EU dient und auf EU-Regelungen beruht 
(Art. 140 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013). 
Bestehen gegenüber dem Landratsamt Eichsfeld offene 
Forderungen (Rückforderung/ Erstattungsbescheid/ 
Darlehen), werden die Daten gemäß den Vorschriften 
der Zivilprozessordnung und des Bürgerlichen Gesetz-
buches 30 Jahre lang aufbewahrt, weil erst dann die 
Ansprüche verjähren. Die Berechnung der Frist erfolgt 
je nach Vollstreckungsversuch. 
Wurden der ärztliche bzw. psychologische Dienst, der 
Medizinische Dienst der Krankenkasse oder der Renten-
träger als Gutachter beteiligt, werden die bei diesen 
Fachdiensten angefallenen Daten entsprechend der je-
weiligen Berufsordnung nach 10 Jahren gelöscht. 
 

8. Rechte der Betroffenen im Rahmen der Verarbei-
tung 
 
Die nachfolgenden Rechte bestehen nur nach den 
jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen und 
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können auch durch spezielle Regelungen einge-
schränkt oder ausgeschlossen sein. 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen eine 
Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betreffende 
personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies 
der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese 
personenbezogenen Daten und auf die in Art. 15 DS-
GVO im einzelnen aufgeführten Informationen. 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen unver-
züglich die Berichtigung sie betreffender unrichtiger 
personenbezogener Daten und ggf. die Vervollständi-
gung unvollständiger personenbezogener Daten zu ver-
langen (Art. 16 DS-GVO). 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen zu ver-
langen, dass sie betreffende personenbezogene Daten 
unverzüglich gelöscht werden, sofern einer der in Art. 
17 DS-GVO im einzelnen aufgeführten Gründe zutrifft, 
z. B. wenn die Daten für die verfolgten Zwecke nicht 
mehr benötigt werden (Recht auf Löschung). 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen die 
Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn 
eine der in Art. 18 DS-GVO aufgeführten Vorausset-
zungen gegeben ist, z. B. wenn die betroffene Person 
Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt hat, für 
die Dauer der Prüfung durch den Verantwortlichen. 
 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer 
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Ver-
arbeitung sie betreffender personenbezogener Daten 
Widerspruch einzulegen. Der Verantwortliche verarbei-
tet die personenbezogenen Daten dann grundsätzlich 
nicht mehr (Art. 21 DS-GVO). 
 
Sie haben das Recht, die sie betreffenden personenbe-
zogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesebaren Format zu erhalten und diese Da-
ten einem anderen Verantwortlichen zu übermitteln, 
(Art. 20 DS-GVO). 

 
9. Recht auf Widerruf der Einwilligung bei einer 

Verarbeitung nach Art. 6 Abs. 1 lit. a oder Art. 9 
Abs. 2 lit. a DS-GVO  

  Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
beruht auf einer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 lit. a oder 
Art. 9 Abs. 2 lit. a DS-GVO). Daher haben Sie das 
Recht, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, ohne 
dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung 
bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird. 
 
Der Widerruf kann auch mündlich oder per E-Mail erfol-
gen. Gegebenenfalls müssen Sie Ihre Identität nach-
weisen. Ab Zugang Ihrer Erklärung dürfen Ihre Daten 
nicht weiter verarbeitet werden. Sie sind unverzüglich 
zu löschen. Die bisherige Verarbeitung bleibt jedoch 
hiervon unberührt (Widerrufsrecht). 
 
Sie können nicht gezwungen oder gedrängt werden, Ih-
re Einwilligung zu erklären oder aufrecht zu erhalten 
(Freiwilligkeit der Einwilligung). 

 
10. Beschwerderecht bei einer Aufsichtsbehörde 

Im Rahmen der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten haben Sie das Recht auf Beschwerde bei der 
Aufsichtsbehörde nach Art. 77 Abs. 1 DS-GVO. Dies ist 
in Thüringen der  

 
Landesbeauftragte für den Datenschutz und  
die Informationsfreiheit 
Häßlerstraße 8 
99096 Erfurt  
www.tlfdi.de 

 
 
 
11. Gesetzliche oder vertragliche Pflicht zur Bereit-

stellung der Daten, Mitwirkungspflichten 
Wer Sozialleistungen (das sind Dienst-, Sach- und 
Geldleistungen) im Jobcenter beantragt hat oder vom 
Jobcenter erhält, ist zur Mitwirkung verpflichtet. Das 
bedeutet, dass die betroffene Person alle leistungsrele-
vanten Tatsachen angeben muss, ebenso Änderungen 
in den persönlichen Verhältnissen, die Auswirkungen 
auf die Leistungsgewährung haben können. Die Mitwir-
kungspflichten gelten auch im Rahmen von Vermitt-
lungsleistungen. Zu den Mitwirkungspflichten zählen 
auch die Vorlage von entscheidungsrelevanten Unterla-
gen, die Zustimmung zur Auskunftseinholung bei Drit-
ten, das persönliche Erscheinen beim zuständigen Leis-
tungsträger sowie ggf. die Zustimmung zur Durchfüh-
rung von ärztlichen oder psychologischen Untersu-
chungsmaßnahmen. Die Mitwirkungspflichten ergeben 
sich aus §§ 60 ff. Sozialgesetzbuch Erstes Buch (SGB 
I). Im Falle der Nichtbeachtung können die Leistungen 
versagt oder entzogen werden. Zudem können Sankti-
onen verhängt werden oder Sperrzeiten eintreten. 
 

 
 
 
12. Automatisierte Entscheidungsfindung einschließ-

lich des sogenannten „Matching“ gemäß Art. 22 
Abs.1, 4 DS-GVO  

 
Im Rahmen des Vermittlungsprozesses werden die Arbeits-
platzanforderungen mit den Kompetenzen eines Bewerbers 
automatisiert abgeglichen, um so eine passgenaue Vermitt-
lung zu ermöglichen (s.g. Matching). Dabei werden u.a. 
folgende Kriterien herangezogen: 
Arbeitszeit, Ausübungsorte, Berufe, Ausbildungsstellen, 
Eintrittstermin, Kenntnisse und Fertigkeiten, Sprachkennt-
nisse, Ausbildung, Befristung, Befristungsdauer, Behinde-
rung (mit Einwilligung), Schulnoten, Führerscheine, Fahr-
zeuge (Mobilität), höchster Bildungsabschluss, Reise- und 
Montagebereitschaft, Wochenstunden, Berufserfahrung, 
Branche, Deutschkenntnisse, Unternehmensgröße. 
  
Je höher der Übereinstimmungsgrad der Kompetenzen mit 
den Anforderungen des Stellenangebotes ist, desto wahr-
scheinlicher ist ein entsprechender Vermittlungsvorschlag. 
Die Entscheidung, ob ein Vermittlungsvorschlag   
erstellt wird, trifft jedoch die Vermittlungs- / Beratungs-
fachkraft. 
 
 
 
13.  Weiterverarbeitung für einen anderen Zweck 

 
Ihre personenbezogenen Daten werden für einen anderen 
Zweck weiterverarbeitet als den, für den die Daten erhoben 
wurden: 
 

ja    X nein 
 


